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    Einleitung


     


    „Wie und durch wen Entscheidungen zustande kommen, ist wichtig für den Gehalt und die Effizienz jeder Politik, so auch von Außenpolitik.“[1]


     


    Die Nachvollziehbarkeit von Entscheidungsfindung setzt die genaue Kenntnis eines Regierungssystems voraus. Wirft man einen Blick auf die Vergangenheit in Bezug Frankreichs Regierungssysteme, so kommt folgendes zum Vorschein:


     


    Die stark parlamentarisch geprägte III. und IV. Republik kam wegen zahlreichen Kabinettwechsel und Koalitionskrisen fast zum Entscheidungsstillstand.[2] Mit diesem Hintergrund wurde nun 1958 Charles de Gaulle um die Erarbeitung einer neuen Verfassung gebeten, die dauerhafte Stabilität und „Entscheidungsfreudigkeit“ verspricht. Das Ergebnis war eine parlamentarische V. Republik mit ungewöhnlich starker Stellung der Exekutive. In den folgenden Jahren etablierte de Gaulle eine für ein parlamentarisches Regierungssystem sehr präsidentialistische Verfassungspraxis, welche schließlich 1962 durch die Einführung der Direktwahl des Präsidenten zum Teil in der Verfassungstheorie mündete. Diese für die Stellung des Präsidenten äußerst vorteilhafte Verfassungswirklichkeit nahm auch mit de Gaulles Nachfolgern kein Ende. Somit war bis 1986 eindeutig „wie und durch wen Entscheidungen zustande kommen“: Der Präsident bestimmte die Richtlinien, die der Premierminister umsetzte. In außenpolitischen Fragen hatte der Premierminister im besten Fall ein Mitspracherecht, aber ganz zu schweigen von Mitentscheidung.[3]


     


    Diese Hierarchie wurde 1986 erschüttert: Die bürgerlichen Parteien gewannen die Wahl zur Nationalversammlung und Mitterand blieb im Amt. Somit wurde die erste Kohabitation eingeläutet, welche die mögliche Folge haben könnte, dass der Präsident „diese ihm zugewachsenen politischen Möglichkeiten verlieren und auf seine verfassungsmäßigen Kompetenzen beschränkt (…)“[4] wird. Die bis dahin etablierte Verfassungswirklichkeit schien Vergangenheit. Nun trat die „Doppelköpfigkeit“ der Exekutive in ihrer ganzen Pracht hervor und eröffnete dem Premierminister in vielen Politikfeldern (auch in der Außenpolitik) ganz neue Chancen.


     


    Konsequenterweise stellt sich zum einen die Frage, wie sich diese „Doppelköpfigkeit“ im Regierungssystem der V. Republik konkret äußert, zum anderen, wie sie sich in Verfassungstext und Verfassungspraxis in dem bedeutenden Politikfeld Außenpolitik manifestiert und letztendlich zu bewerten ist.


     


    Zunächst soll die konkrete Äußerung der „Doppelköpfigkeit“ anhand der Problematik der Klassifizierung des französischen Regierungssystems deutlich gemacht werden, bevor dann im zweiten Kapitel ein genauer Blick auf die „Dualität“ im Regierungssystem der V. Republik geworfen wird. Danach wird ihre Auswirkung an einem konkreten Politikfeld, der Außenpolitik, betrachtet und abschließend bewertet.


     

  




  
    1. Klassifizierung des französischen Regierungssystems


     


    Die Zuordnung des französischen Regierungssystems ist aufgrund folgender Tatsache umstritten:


     


    Die V. Republik weißt nicht, wie üblich in einem präsidentiellen System, eine geschlossene Exekutive auf, sondern eine doppelte Exekutive[5], was einem parlamentarischem System entspricht. Demnach wäre die V. Republik eindeutig dem parlamentarischen Typ zuzuordnen. Jedoch zwei Phänomene machen die Zuordnung kontrovers (was anhand der Einteilung von Winfried Steffani, Maurice Duverger und Klaus von Beyme gezeigt wird):


     


    Zum einen wird der eine „Kopf“ der Exekutive, der Präsident, seit 1962 direkt vom Volk gewählt. Zum anderen ist die Regierung zwar vom Vertrauen des Parlaments abhängig, ist mit ihm aber nicht personell verknüpft.


     


    Letzterer Punkt stellt auch eines von vier Kriterien[6] dar, wonach Winfried Steffani Regierungssysteme klassifiziert. Obwohl das eben genannte Kriterium von Steffani verneint wird und somit für ein präsidentielles System spricht, teilt er die V. Republik dem parlamentarischen Typ zu, da die drei anderen Kriterien Frankreich als parlamentarisches System werten.


     


    Differenzierter sehen die Zuordnung Maurice Duverger und Klaus von Beyme.


     


    Für Maurice Duverger ist der französische „bicéphalisme“[7] Ausdruck für die Qualifizierung der V. Republik als semi-präsidentiell. Diese Bezeichnung rechtfertigt er mit zwei Kriterien:


     


    Auf der einen Seite wird der Präsident direkt vom Volk gewählt und mit zahlreichen Machtmitteln ausgestattet. Dem gegenüber stehen ein Premierminister und eine Regierung, die vor dem Parlament verantwortlich sind. Daraus ergibt sich für Duverger ein „Brennpunkt“: „Cela pose un problème au sommet du pouvoir : les députés et le chef de l`Etat étant investis de légitimités équivalentes.“[8] Aus dieser gleichen Legitimation ergibt sich für Duverger jedoch keineswegs die gleiche Machtfülle. Außerdem weist er darauf hin, dass die Bezeichnung „semi-präsidentiell“ nicht die Bedeutung der Machtminderung im Vergleich zum Präsidenten in einem präsidentiellen System hat, ganz im Gegenteil: Weiß der Präsident eine parlamentarische Mehrheit hinter sich, überschreitet die Macht des französischen Präsidenten die des amerikanischen.[9]


     


    Auch Klaus von Beyme schließt sich dem von Maurice Duverger geprägten Begriff „semi-präsidentiell“  an. Er unterteilt in parlamentarisches und präsidentielles System, wobei „semi-präsidentiell“ und „rein parlamentarisch“ unterschiedliche Ausprägungen des parlamentarischen Typs darstellen, was von Beyme anhand zahlreicher Kriterien prüft.[10]


     


    Die Problematik der Klassifizierung des französischen Regierungssystems hat offenbart, dass die Kontroverse in der Dualität der Exekutive der V. Republik liegt. Wie diese sich konkret äußert und zu welchen Konsequenzen sie in der französischen Außenpolitik führt, soll in den nächsten zwei Kapiteln dargestellt werden.


     


    2. Die „Doppelköpfigkeit“ in der Verfassung der V. Republik
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